
Liefer- und Leistungsbedingungen
für Glasfaseranschlüsse der Stadtwerke Nortorf Breitband GmbH

1. Gegenstand des Vertrages 
1.1 Die Stadtwerke Nortorf Breitband GmbH (nachfolgend 
„Netz­betreiber“ genannt) verpflichtet sich, zu den im 
Auftrags­formular genannten Preisen und Bedingungen und 
zu diesen Liefer- und Leistungsbedingungen einen Netzan
schluss für Glasfaseranschlüsse an der im Auftragsformu
lar genannten Anschlussstelle herzustellen und diesen an 
das lichtwellenleiterbasierte Telekommunikationsnetz des 
Netzbetreibers anzuschließen. 
1.2 Voraussetzungen für die Herstellung des Netzan
schlusses innerhalb und außerhalb des Aktionszeitraums 
für Glasfaseranschlüsse sind
•	 der Abschluss eines Grundstücksnutzungsvertrages 

für lichtwellenleiterbasierte Telekommunikations
netze zwischen dem Netzbetreiber und dem Grund
stückseigentümer und 

•	 die Gegebenheiten der Anschlussstelle im Ausbauge
biet des Netzbetreibers.

1.2.1 Voraussetzungen für die Herstellung eines kosten
freien Netzanschlusses innerhalb des Aktionszeitraums für 
Glasfaseranschlüsse ist der Abschluss eines Vertrages über 
die Nutzung von Mehrwertdiensten zwischen dem Kunden 
und dem Netzbetreiber mit einer Laufzeit von mindestens 
einem Jahr ab dem Anschluss des Netzan­schlusses an das 
lichtwellenleiterbasierte Telekommuni­kationsnetz des 
Netzbetreibers. 
1.2.2 Voraussetzungen für die Herstellung des Netzan
schlusses außerhalb des Aktionszeitraums für Glasfa
seranschlüsse ist die Beauftragung der angebotenen 
Leistungen gemäß Ziffer 4 des Auftragsformulars für die 
Erstellung des Glasfaseranschlusses. 

2. Vertragsumfang 
2.1 Der Netzanschluss umfasst die Herstellung einer An
schlussleitung, die von der Grundstücksgrenze zum anzu
schließenden Gebäude führt, sowie die Hauseinführung 
und endet mit dem optischen Netzabschlussgerät (Haus
übergabepunkt oder Abschlusspunkt Linientechnik), wel-
cher gleichzeitig die Schnittstelle zur Verkabelung innerhalb 
des anzuschließenden Gebäudes (Gebäudever­kabelung) 
bildet. Die Gebäudeverkabelung vom optischen Netzab-
schlussgerät bis zur Wohnung bzw. zu einer vor­handenen 
Hausinstallation ist nicht Bestandteil dieses Vertrages. Der 
Netzbetreiber stellt dem Kunden am Netz­abschlussgerät 
die Schnittstellen 1x F-Type -> CATV und 1xRJ45 -> Ether-
net/LAN zur Verfügung. 
2.2 Der Netzbetreiber führt die Bau- und Installations
maßnahmen nach dem jeweils zum Zeitpunkt der Bauaus
führung geltenden Stand der Technik und den technischen 
Vorgaben des Netzbetreibers aus. 
2.3 Der Netzbetreiber wird zur Erkundung der erforderli
chen Bau- und Installationsmaßnahmen vor Baubeginn 
eine Begehung der Anschlussstelle vornehmen. Wesentli
che Bau- und Installationsmaßnahmen wird der Netzbe
treiber mit dem Kunden und dem Grundstückseigentümer 
abstimmen. 
2.4 Der Netzbetreiber wird die Anschlussleitung je nach 
technischen Gegebenheiten und Wirtschaftlichkeit der 
Maßnahmen in offener oder grabenloser/unterirdischer 
Bauweise verlegen. Die Wünsche des Kunden sind, soweit 
technisch und wirtschaftlich vertretbar und soweit der 
Grundstückseigentümer dem zustimmt, zu berücksichti
gen. 
2.5 Bauweisen, die von einer Standardverlegung oder 
-montage abweichen, sind auf Wunsch des Kunden mög
lich, soweit der Zeitrahmen im Zuge der Erschließungs
maßnahme und die technischen Gegebenheiten dies 
zulassen und soweit der Grundstückeigentümer dem zu
stimmt. Die ggf. dadurch entstehenden Mehrkosten trägt 
der Kunde. 
2.6 Der Kunde verpflichtet sich, einen 230-V-Stroman- 
schluss in einer Entfernung von bis zu 1, 5 m zum optischen 
Netzabschlussgerät zur Verfügung zu stellen. Die Kosten für 
die fachgerechte Herstellung des Stromanschlusses und 
den Energiebezug der angeschlossenen Anlagen, insbeson-
dere des Netzabschlussgerätes, trägt der Kunde, ebenso 
die Kosten für eine etwaige Gebäudeverkabelung auf Glas-
faserbasis. Soll eine Gebäudeverkabelung auf Glasfaserba-
sis hergestellt werden, stellt der Kunde sicher, dass diese 
bis zum Zeitpunkt der Herstellung des Netzan­schlusses fer-
tiggestellt ist; etwaige Mehrkosten des Netz­betreibers, die 
aufgrund einer späteren Fertigstellung der Gebäudeverka-

belung entstehen, trägt der Kunde. 
2.7 Der Netzbetreiber ist berechtigt, die Bau- und Instal
lationsmaßnahmen und die Begehung der Anschlussstel-
le durch von ihm beauftragte Dritte ausführen zu lassen. 
2.8 Die Nutzung von Mehrwertdiensten ist nicht im Leis
tungsumfang dieses Vertrages enthalten, ebenso nicht die 
Überlassung von für die Nutzung erforderlichen weite­ren 
Geräten, insbesondere eines Routers (z.B. Fritz!Box). Die 
Nutzung von Mehrwertdiensten ergibt sich aus einem ge-
sondert abzuschließenden FlinkNet-Vertrag. 
2.9 Bei individuellen Angeboten gemäß Ziffer 4 wird das 
individuelle Angebot Bestandteil des Netzanschluss-Auf
trages für Glasfaseranschlüsse. 

3. Zustandekommen des Vertrages 
Dieser Vertrag kommt durch Auftragsbestätigung des Netz-
betreibers zustande. 

4. Preise 
4.1 Der Kunde akzeptiert die für die Herstellung des Net
zanschlusses und dessen Anschluss an das lichtwellenlei
terbasierte Telekommunikationsnetz des Netzbetreibers 
unter Ziffer 4 des Auftragsformulars genannten Konditi
onen. 
4.2 Kündigt der Kunde, der während des Aktionszeitraums 
den Glasfaseranschluss kostenfrei bestellt hat, den unter 
Ziffer 1.2.1 geschlossenen und erforderlichen Vertrag mit 
der Stadtwerke Nortorf Breitband GmbH über die Nutzung 
von Mehrwertdiensten vor dem Ablauf von einem Jahr seit 
dem Anschluss des Netzanschlusses an das lichtwellenlei
lerbasierte Telekommunikationsnetz des Netzbetreibers, 
verpflichtet sich der Kunde, dem Netzbetreiber die für die 
Herstellung des Netzanschlusses und dessen Anschluss 
anfallenden Kosten des Netzbetreibers i. H. v. 990,- € zu 
erstatten. Dies gilt auch, wenn der Kunde die Kündigung 
des Vertrages über die Nutzung von Mehrwertdiensten 
durch den Telekommunikationsanbieter vor dem Ablauf 
von einem Jahr seit dem Anschluss des Netzanschlusses 
zu vertreten hat, insbesondere aufgrund von Zahlungs
verzug. Kündigt der Kunde wegen Umzug, kann der Nach
mieter oder neue Eigentümer innerhalb von drei Monaten 
in den Vertrag über die Nutzung von Mehrwertdiensten 
zwischen dem Kunden und dem Netzbetreiber eintreten, 
damit keine Kostenerstattung fällig wird. Etwaige sonsti­ge 
dem Netzbetreiber zustehende Ansprüche, insbeson­dere 
Schadensersatzansprüche, bleiben unberührt. 
4.3 Ohne Abschluss eines Vertrages über die Nutzung von 
Mehrwertdiensten zwischen dem Kunden und der Stadt-
werke Nortorf Breitband GmbH muss der Kunde für die 
Herstellung des Netzanschlusses die anfallenden Kosten 
i.H.v. 990,- € tragen. 

5. Rücktritt vom Vertrag
5.1 Der Netzbetreiber ist berechtigt, von diesem Vertrag 
zurückzutreten, wenn die in Ziffer 1.2 und 1.2.1 bzw. 1.2.2 
genannten Voraussetzungen für die Herstellung des Netz- 
anschlusses für Glasfaseranschlüsse nicht oder nicht mehr 
gegeben sind. 
5.2 Im Falle des Rücktritts des Netzbetreibers von die­sem 
Vertrag nach Beginn der Baumaßnahmen an der Anschluss-
stelle ist der Kunde auf Verlangen des Netz­betreibers ver-
pflichtet, bereits erbrachte Leistungen des Netzbetreibers 
zu vergüten, wenn der Kunde keinen Vertrag über die 
Nutzung von Mehrwertdiensten mit dem Netzbetreiber 
abschließt, den bereits abgeschlossenen Vertrag über die 
Nutzung von Mehrwertdiensten nach Be­ginn der Baumaß-
nahmen kündigt oder dessen Kündigung durch den Netz-
betreiber zu vertreten hat, insbesondere aufgrund von 
Zahlungsverzug. Dies gilt entsprechend bei Nichtabschluss 
oder Beendigung des Grundstücksnut­zungsvertrages. Be-
reits erbrachte Leistungen des Netz­betreibers sind auf Ba-
sis der für die Herstellung des Net­zanschlusses und dessen 
Anschluss anfallenden Kosten i. H. v. 990,- € zu berechnen. 
Bei individuellen Angeboten gem. Ziffer 4 sind die bereits 
erbrachten Leistungen auf Basis des Angebotes zu berech-
nen. Etwaige sonstige dem Netzbetreiber zustehende An-
sprüche, insbesondere Scha­densersatzansprüche, bleiben 
unberührt. 
5.3 Sollten der Kunde, der Grundstückseigentümer und der 
Netzbetreiber vor Baubeginn, insbesondere im Rah­men 
der Begehung der Anschlussstelle, keine Einigkeit über die 
vorzunehmenden Bau- und Installationsmaß­nahmen, ins-

besondere die Bauweise, erzielen, sind die Vertragspartei-
en berechtigt, von diesem Vertrag zurück­zutreten. 

6. Haftung 
Der Netzbetreiber haftet nur für Schäden aus der schuld
haften Verletzung von Leben, Körper oder Gesundheit, 
für Schäden aus vorsätzlicher oder grob fahrlässiger 
Pflichtverletzung und soweit zwingende gesetzliche Haf
tungsregelungen (z.B. Produkthaftungsgesetz) beste
hen. Der Netzbetreiber haftet auch für Schäden aus der 
schuldhaften Verletzung wesentlicher Vertragspflichten, 
bei leichter Fahrlässigkeit jedoch beschränkt auf den vor-
hersehbaren, vertragstypischen Schaden. Wesentli­che Ver-
tragspflichten sind solche Verpflichtungen, die vertragswe-
sentliche Rechtspositionen des Kunden schüt­zen, die ihm 
dieser Vertrag nach seinem Inhalt und Zweck gerade zu 
gewähren hat, ferner solche Vertragspflichten, deren Erfül-
lung die ordnungsgemäße Durchführung die­ses Vertrages 
überhaupt erst ermöglicht und auf deren Einhaltung der 
Kunde regelmäßig vertraut und vertrauen darf. Im Übrigen 
ist eine Haftung des Netzbetreibers aus­geschlossen. 

7. Eigentumsverhältnisse und Deinstallation
7.1 Die vom Netzbetreiber nach diesem Vertrag errichteten 
Anlagen, insbesondere die Anschlusslei­tung, die Hausein-
führung und das optische Netzab­schlussgerät, stehen im 
Eigentum des Netzbetreibers und sind lediglich zu einem 
vorübergehenden Zweck i. S. d. § 95 BGB installiert.
7.2 Der Netzbetreiber ist berechtigt, die nach diesem Ver-
trag errichteten Anlagen, insbesondere das optische Netz-
abschlussgerät, bei Beendigung des Vertrages des Kunden 
mit dem Netzbetreiber über die Nutzung von Mehrwert-
diensten zu deinstallieren; dies gilt nicht, wenn der Kunde 
innerhalb von einem Monat nach Beendigung des Vertra-
ges über die Nutzung von Mehrwertdiensten erneut einen 
solchen Vertrag mit dem Netzbetreiber ab­schließt. Beauf-
tragt der Kunde den Netzbetreiber mit der Wiederinstal-
lation des optischen Netzabschlussgeräts, kann der Netz-
betreiber eine Pauschale für die Wiederin­betriebnahme 
verlangen. 

8. Sonstige Bestimmungen 
8.1. Der Netzbetreiber kann sich zur Erfüllung seiner ver
traglichen Pflichten und Ausübung seiner vertraglichen 
Rechte jederzeit Dritter bedienen. 
8.2. Die Rechte und Pflichten aus diesem Vertrag können 
mit Zustimmung des jeweils anderen Vertragspartners auf 
einen Dritten übertragen werden. Die Zustimmung darf 
nicht verweigert werden, wenn der Dritte die Gewähr da
für bietet, die Verpflichtungen aus dem Vertrag erfüllen zu 
können. 
8.3. Nebenabreden zu diesem Vertrag wurden nicht ge
troffen. Änderungen und Ergänzungen dieses Vertrages 
einschließlich dieser Klausel bedürfen zu Ihrer Wirksam­keit 
der Schriftform. 
8.4. Sollte eine Bestimmung dieses Vertrages ganz oder 
teilweise unwirksam sein oder werden, wird dadurch die 
Gültigkeit der übrigen Bestimmungen nicht berührt. Viel
mehr verpflichten sich die Vertragsparteien, die unwirk
same Bestimmung durch eine andere, der unwirksamen 
Bestimmung im wirtschaftlichen Ergebnis am Nächsten 
kommende Bestimmung zu ersetzen. Gleiches gilt im Fall 
einer Regelungslücke.
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Allgemeine Geschäftsbedingungen
Telekommunikation für Privatkunden

§ 1 Geltungsbereich
1) Die nachfolgenden Allgemeinen Geschäftsbestimmungen 
Telekommunikation gelten für alle im Zusammenhang mit Te
lekommunikation von der Stadtwerke Nortorf Breitband GmbH, 
Poststraße 21, 24589 Nortorf (nachfolgend „Stadtwerke“ ge
nannt) gegenüber einem Verbraucher im Sinne des § 13 BGB 
(nachfolgend „Kunde“ genannt) erbrachten Dienstleistun­gen 
und ergänzen den jeweiligen Vertrag und die Preisliste. 
2) Soweit die jeweiligen Zusatzbedingungen abweichende Re-
gelungen gegenüber diesen Allgemeinen Geschäftsbedingun-
gen (AGB) enthalten, gelten die jeweiligen Zusatzbedin­gungen 
vorrangig. 
3) Die Stadtwerke behalten sich vor, diese AGB nach Maßgabe 
von § 12 zu ändern oder zu ergänzen.

§ 2 Vertragsschluss
1) Alle Angebote der Stadtwerke, sowie die hierzu gehörenden 
Un­terlagen sind unverbindlich und bis zum verbindlichen Ver
tragsangebot freibleibend. 
2) Der Kunde erteilt den Stadtwerken schriftlich, fernmündlich 
oder elek­tronisch einen Auftrag, der ein Angebot zum Abschluss 
eines Vertrages darstellt. Der Kunde ist zwei  Wochen an dieses 
An­gebot gebunden. Der Vertrag kommt durch die schriftliche 
Annahme des Auftrags durch die Stadtwerke oder die Freischal-
tung des Teilnehmeranschlusses zustande. 
3) Wird der Vertrag gemäß § 312b BGB unter Einsatz von Fern-
kommunikationsmitteln (insbesondere durch Fax-, E-Mail-, 
Online- oder Postübermittlung) geschlossen, gilt ergänzend fol-
gendes: 

Widerrufsbelehrung 

Widerrufsrecht 
Sie haben das Recht, binnen vierzehn Tagen ohne Angabe von 
Gründen Ihren Vertrag zu widerrufen. Die Widerrufsfrist be­trägt 
vierzehn Tage ab dem Tag des Vertragsabschlusses. Um Ihr Wi-
derrufsrecht auszuüben, müssen Sie uns, Stadtwerke Nortorf 
Breitband GmbH, Poststraße 21, 24589 Nortorf, mittels einer 
eindeutigen Erklärung (z.B. ein mit der Post ver­sandter Brief, 
Telefax: 04392 9130-290 oder E-Mail: flinknet@stadtwerke-nor-
torf.de) über Ihren Entschluss, diesen Vertrag zu widerrufen, 
informieren. Zur Wahrung der Widerrufsfrist reicht es aus, dass 
Sie die Mitteilung über die Ausübung des Widerrufsrechts vor 
Ablauf der Widerrufsfrist absenden. 
Folgen des Widerrufs 
Wenn Sie diesen Vertrag widerrufen, haben wir Ihnen alle Zah-
lungen, die wir von Ihnen erhalten haben, einschließlich der 
Lieferkosten (mit Ausnahme der zusätzlichen Kosten, die sich da-
raus ergeben, dass Sie eine andere Art der Lieferung als die von 
uns angebotene, günstigste Standardlieferung gewählt haben), 
unverzüglich und spätestens binnen vier­zehn Tagen ab dem Tag 
zurückzuzahlen, an dem die Mitteilung über Ihren Widerruf die-
ses Vertrags bei uns eingegangen ist. Für diese Rückzahlung ver-
wenden wir dasselbe Zahlungsmittel, das Sie bei der ursprüng-
lichen Transaktion eingesetzt haben, es sei denn, mit Ihnen 
wurde ausdrücklich etwas an­deres vereinbart; in keinem Fall 
werden Ihnen wegen dieser Rückzahlung Entgelte berechnet. 
Haben Sie verlangt, dass die Dienstleistungen während der Wi-
derrufsfrist beginnen soll, so haben Sie uns einen angemessenen 
Betrag zu zahlen, der dem Anteil der bis zu dem Zeitpunkt, zu 
dem Sie uns von der Ausübung des Widerrufsrechts hinsichtlich 
dieses Ver­trags unterrichten, bereits erbrachten Dienstleistun-
gen im Vergleich zum Gesamtumfang der im Vertrag vorgesehe-
nen Dienstleistungen entspricht.

§ 3 Termine und Fristen
1) Von den Stadtwerken ausdrücklich schriftlich bestätigte Ter-
mine und Fristen für den Beginn der Ausführung der jeweiligen 
Dienste sind nur verbindlich, wenn der Kunde rechtzeitig alle in 
sei­nem Einflussbereich liegenden Voraussetzungen geschaffen 
hat. 
2) Bei einem von den Stadtwerken nicht zu vertretenden, 
unvorherseh­baren, unvermeidbaren und außerhalb des Ein-
flussbereichs der Stadtwerke liegenden Ereignisses verschieben 
sich die bestä­tigten Termine und Fristen um den Zeitraum des 
Leistungs­hindernisses, soweit dies für den Kunden zumutbar ist. 
3) Sollte ein Vertrag über die Erbringung verschiedener Dienste 
geschlossen sein, wobei die Erbringung einzelner Dienste auf-
grund von Kündigungsfristen eventueller Altver­träge des Kun-
den erst zu einem späteren Zeitpunkt möglich ist, können die 
Stadtwerke die frei von Altverträgen zu erbringenden Dienste zu 
einem früheren Zeitpunkt beginnen. 

4) Die in der jeweiligen Leistungsbeschreibung vereinbarte Ver-
tragslaufzeit beginnt mit der Bereitstellung des ersten Dienstes. 
Sollte die Bereitstellung des Dienstes für den Kun­den nicht offen-
sichtlich sein, werden die Stadtwerke den Kunden unver­züglich 
über die Bereitstellung des Dienstes informieren. 

§ 4 Zahlungsbedingungen, Rechnung
1) Die Entgelte für die jeweiligen Dienste ergeben sich aus den 
bei Vertragsschluss gültigen Preislisten. 
2) Die Rechnungsstellung erfolgt grundsätzlich monatlich, je-
weils für den Vormonat. 
3) Die Entgelte werden mit Zugang der Rechnung fällig. Sofern 
die Stadtwerke Dienste ohne Internet oder als Kombination 
anbie­ten, kann der Rechnungsversand per Post erfolgen. Dem 
Kunden, der einen Dienst mit Internet in Anspruch nimmt, wird 
die mo­natliche Rechnung online als Abruf im passwortgeschütz-
ten Kundenportal im Rahmen des elektronischen Kundenser-
vices zugestellt. Die Rechnung gilt dem Kunden als zugegangen, 
wenn sie in dem Kundenportal zum Abruf zur Verfügung steht. 
Soll­te der Kunde anstelle der Onlinerechnung eine Rechnung in 
Papierform wünschen, erheben die Stadtwerke hierfür ein mo-
natliches Entgelt gemäß der zum Zeitpunkt des Vertragsschlus-
ses gül­tigen Preisliste. 
4) Die Nutzung des elektronischen Kundenportals auf der 
Plattform der Stadtwerke erfolgt im Rahmen der technischen 
und betrieblichen Möglichkeiten der Stadtwerke. Der Kunde 
erhält von den Stadtwerken Daten zur Onlinele­gitimation, mit 
denen der Kunde ein Benutzerkonto durch die Eingabe einer 
persönlichen Nutzerkennung und eines Passwortes sowie ei-
ner E-Mail-Adresse, über die der Kunde erreichbar ist, erstellen 
muss. Der Kunde hat die Nutzerken­nung und Passwort geheim 
zu halten und an einem sicheren Ort aufzubewahren, in regel-
mäßigen Abständen zu ändern sowie die Daten unverzüglich 
zu ändern bzw. von den Stadtwerken än­dern zu lassen, soweit 
der Kunde vermutet, dass unberech­tigte Dritte davon Kenntnis 
erlangt haben. Der Kunde ist ver­pflichtet, sein Benutzerkonto 
mindestens einmal monatlich einzusehen und die Rechnungen 
abzurufen. Die Rechnungen werden von den Stadtwerken zwölf 
Monate zum Abruf bereitgehalten. 
5) Der Kunde kann Einwendungen gegen eine Rechnung in
nerhalb von acht Wochen nach deren Zugang durch schriftli­che 
Anzeige vornehmen. 
6) Die Stadtwerke stellen dem Kunden auf Wunsch einen 
Einzelverbin­dungsnachweis zur Verfügung. Der Kunde muss sich 
dazu nach Maßgabe der datenschutzrechtlichen Regelungen 
des Telekommunikationsgesetzes („TKG“) mit der Speicherung 
seiner Verbindungsdaten einverstanden erklären. Die Zustel­lung 
des Einzelverbindungsnachweises erfolgt auf gleiche Weise wie 
die monatliche Rechnung. Der Kunde ist verpflich­tet, die in sei-
nem Haushalt lebenden Personen über die Erstellung des Einzel-
verbindungsnachweises aufzuklären. 
7) Der Einzug von Rechnungsbeträgen im SEPA-Lastschrift
mandat ist als Standard vorgesehen. Die Stadtwerke werden den 
Rech­nungsbetrag frühestens fünf Werktage nach Rechnungsda
tum von dem Konto des Kunden abbuchen. Der Kunde hat für 
eine ausreichende Deckung auf dem von ihm angegebenen 
Konto Sorge zu tragen. 
8) Sollten durch den Kunden über die Dienste der Stadtwerke 
kos­tenpflichtige Dienste Dritter in Anspruch genommen wer-
den, die Stadtwerke die entsprechende Vergütung geltend 
machen, so­weit Vereinbarungen zur Abrechnung dieser Dienste 
zwischen dem Dritten und den Stadtwerken geschlossen sind. 
9) Die Stadtwerke sind von dem Nachweis erbrachter 
Verbindungsleis­tungen sowie von der Auskunft über Einzelver-
bindungen befreit, soweit Verkehrsdaten auf Wunsch des Kun-
den nicht gespeichert werden, wenn der Kunde Einwendungen 
gegen die Rechnung nicht oder nicht rechtzeitig erhoben hat 
oder wenn die Daten trotz deutlich erkennbaren Hinweises auf 
die Befreiung auf Wunsch des Kunden gelöscht wurden. 
10) Die Stadtwerke sind berechtigt, zum Ausgleich einer Erhö-
hung der Gesamtkosten von den Stadtwerken, die von dem 
Kunden zu zahlenden Entgelte zu erhöhen. Die Preisanpassung 
ist nur zulässig, wenn sie auf Änderungen beruht, die nach 
Vertragsschluss eingetreten sind und nicht von den Stadtwer-
ken veranlasst wurden. Dies ist zum Beispiel bei Tariflohnerhö-
hungen oder Preiserhöhun­gen von Vorlieferanten der Fall. Die 
Stadtwerke werden den Kunden min­destens sechs Wochen 
vor Inkrafttreten der Preisanpassung informieren. Dem Kunden 
steht ein Sonderkündigungsrecht zu. Kündigt der Kunde nicht 
innerhalb von sechs Wochen nach Zugang der Preisanpassungs-
nachricht schriftlich oder per E-Mail, gelten die Änderungen als 
genehmigt und werden zu dem Zeitpunkt des Inkrafttretens Ver-

tragsbestandteil. Die Stadtwerke werden den Kunden auf diese 
Folge in der Preisanpas­sungsnachricht gesondert hinweisen. 
Eine Preisanpassung zu Gunsten des Kunden im Rahmen einer 
Kostensenkung er­folgt, wenn sich die Gesamtkosten nach Ver-
tragsschluss von den Stadtwerken ermäßigen.
11) Mögliche Rückzahlungsansprüche des Kunden werden dem 
Rechnungskonto des Kunden gutgeschrieben und mit der nächs-
ten fälligen Forderung von den Stadtwerken verrechnet, soweit 
der Kunde keine anderweitige Weisung erteilt. 
12) Gegen Forderungen von den Stadtwerken kann der Kun-
de nur mit rechtswirksam festgestellten oder unbestrittenen 
Forderun­gen aufrechnen.

§ 5 Zahlungsverzug 
1) Zahlt der Kunde aus Gründen, die er zu vertreten hat, den 
Rechnungsbetrag nicht bei Fälligkeit bzw. ist der Rechnungs
betrag nicht einziehbar, gerät der Kunde in Verzug.
2) Im Falle des Verzuges des Kunden sind die Stadtwerke be-
rechtigt, Verzugszinsen in der jeweils gesetzlichen Höhe zu ver-
langen. Die Geltendmachung eines weiteren Verzugsschadens 
bleibt vorbehalten. 
3) Ergeben sich Zweifel an der Kreditwürdigkeit des Kun­den, 
können die Stadtwerke eine entsprechende Sicherheitsleistung 
in doppelter Höhe der voraussichtlichen oder in der letzten 
planmäßigen Rechnung enthaltenen monatlichen Vergütung 
verlangen. 
4) Die Stadtwerke sind berechtigt, sich aus einer vom Kunden 
geleisteten Sicherheit zu befriedigen, wenn der Kunde mit einer 
Zahlung in Verzug ist. Nehmen die Stadtwerke die Sicherheit in 
Anspruch, ist der Kunde verpflichtet, die Sicherheit unverzüglich 
auf die ur­sprüngliche Höhe aufzufüllen, wenn der Vertrag fort-
gesetzt wird. 
5) Die Stadtwerke haben die Sicherheitsleistung unverzüglich zu-
rück zu gewähren, soweit die Voraussetzungen ihrer Erbringung 
nicht nur vorübergehend weggefallen sind.

§ 6 Technische Voraussetzung
1) Voraussetzung für die Nutzung der Dienste der Stadtwerke ist 
ein funktionsfähiger, Glasfaser-Hausanschluss, für den die Stadt-
werke die Berechtigung zur Nutzung haben. Bereits bestehende 
Hausan­schlüsse anderer Telekommunikationsanbieter können 
nicht genutzt werden. Sofern der Kunde in einem noch nicht 
er­schlossenen Gebiet einen Glasfaser-Hausanschluss begehrt, 
hat der Kunde die durch die Erstellung des Hausanschlus­ses 
anfallenden Kosten zu tragen. Die Stadtwerke werden dem 
Kunden insoweit vorab einen Kostenvoranschlag unterbreiten 
oder vermitteln. Die Stadtwerke sind ferner berechtigt, von 
Hausanschluss­nehmern die Erstattung der für die wirtschaftli-
che Betriebs­führung notwendigen Kosten für Unterhaltung, Ver-
änderung, Erneuerung und Abtrennung des Hausanschlusses zu 
verlan­gen. Die Höhe der Kosten wird individuell ermittelt. Hier-
über wird der Kunde vor Vertragsschluss gesondert informiert. 
2) Der Hausanschluss bildet den Abschluss des Glasfaser­netzes 
im Objekt des Kunden. Art und Lage des Hausan­schlusses so-
wie dessen Änderung werden nach Anhörung des Anschluss-
nehmers und unter Wahrung seiner berechtigten Interessen 
entweder von den Stadtwerken oder durch deren Beauftragte 
bestimmt. Die Hausanschlüsse müssen zugänglich und vor Be-
schädigungen geschützt sein. Der Hausanschlussnehmer hat 
die baulichen Voraussetzungen für die sichere Errichtung des 
Hausanschlusses zu schaffen. Der Hausanschlussnehmer darf 
keine Einwirkungen auf den Hausanschluss vornehmen oder 
vornehmen lassen. Jede Beschädigung des Hausan­schlusses, 
insbesondere das Fehlen von Plomben, ist den Stadtwerken un-
verzüglich mitzuteilen. 
3) Das optische Netzabschlussgerät, im Folgenden ONT (Optical 
Network Terminator) genannt, stellt die techni­schen Schnitt-
stellen zur Anbindung der Hausinstallation/ Inhausverkabelung 
(„Kundenanlage“) an das Glasfasernetz bereit. Das ONT wird 
aus Sicherheitsgründen ausschließlich im Einflussbereich des 
Kunden installiert. Eine Installation mehrerer ONTs in einem ge-
meinschaftlich genutzten Raum ist nicht vorgesehen. Der Kunde 
stellt für die Dauer der Versor­gung unentgeltlich den Strom- und 
Platzbedarf für das ONT zur Verfügung. 
4) Der Kunde hat den Stadtwerken und deren Beauftragten den 
Zutritt zu seinem Hausanschluss in seinen Räumlichkeiten bzw. 
auf seinem Grundstück zu seinen Räumen jederzeit während 
der üblichen Geschäftszeiten nach vorheriger Anmeldung zu 
ge­statten, soweit dies für die Prüfung der technischen Einrich
tungen, zur Wahrnehmung sonstiger Rechte und Pflichten,



insbesondere zur Ermittlung tariflicher Bemessungsgrundlagen 
oder der den Stadtwerken zustehenden Benutzungsentgelte 
erforderlich ist. 
5) Für die ordnungsgemäße Errichtung, Erweiterung, Ände­rung 
und Unterhaltung der Kundenanlage ab dem Hausan­schluss bis 
zur Anschlussdose ist der Hausanschlussnehmer verantwortlich. 
Hat der Hausanschlussnehmer die Kundenan­lage einem Dritten 
vermietet oder zur Benutzung überlassen, so ist er weiterhin 
vollständig neben dem Dritten verantwort­lich. Um die störungs-
freie Funktion zu gewährleisten, darf nur Installationsmaterial 
nach den technischen Richtlinien (Technische Anschlussbedin-
gungen - TAB) von den Stadtwerken ver­wendet werden. Die 
Ausführung der entsprechenden Arbeiten muss ebenfalls diese 
Richtlinien erfüllen. Die Endgeräte müs­sen amtlich anerkannt 
sein (z.B. VDE-Zeichen, GS-Zeichen). Die Stadtwerke sind   be-
rechtigt, aber nicht verpflichtet, die Ausführung der Arbeiten zu 
überwachen und abschließend zu prüfen. Es können Teile von 
Kundenanlagen durch die Stadtwerke unter Plombenverschluss 
genommen werden, um Manipulationen auszu­schließen. Die 
dafür erforderliche Ausstattung der Anlage ist nach den Anga-
ben von den Stadtwerken vom Kunden zu veranlassen. Der Kun-
de ist verantwortlich für die ordnungsgemäße Anbindung der 
Kundenanlagen an das ONT. Die Stadtwerke behalten sich vor, 
die Kun­denanlage auf einwandfreie Ausführung und Einhaltung 
aller technischen Vorschriften zu überprüfen. Die Anbindung 
der Kundenanlage ist nur zulässig, wenn diese sich in ordnungs
gemäßem und sicherheitstechnisch einwandfreiem Zustand 
befindet und die EN-, VDE-Bestimmungen, TAB und sonstigen 
einschlägigen Vorschriften eingehalten werden. 
6) Anlagen und Empfangsgeräte sind so zu betreiben, dass Stö-
rungen anderer Kunden und störende Rückwirkungen auf Ein-
richtungen von den Stadtwerken oder Dritter, ausgeschlossen 
sind. Vor Beginn der Arbeiten sind diese vom Kunden gegenüber 
den Stadtwerken anzumelden und ihre Ausführung mit den 
Stadtwerken abzustim­men. Anzumelden sind alle Neuanlagen 
und Erweiterungen bestehender Anlagen. 
7) Die Signalspannung wird nur für die eigenen Zwecke des Kun-
den mit dem notwendigen Signalpegel für eine Anschlussdose 
zur Verfügung gestellt. Die Weiterleitung an Dritte ist unzulässig.

§ 7 Leistungsumfang 
1) Netzabschlussgerät, im folgenden Router (Fritz!Box o.ä.) ge-
nannt: 
a) Die Stadtwerke überlassen dem Kunden für die Dauer des 
Vertragsver­hältnisses einen Router, der den Zugang zum je-
weils genutz­ten Teilnehmernetz bietet und den Abschluss für 
die Stadtwerke bildet. Bei einem Glasfaseranschluss stellen die 
Stadtwerke zusätzlich einen ONT zur Verfügung. Die Stromver-
sorgung für diese Endgeräte ist durch den Kunden bereitzu-
stellen. Der Router ermöglicht die Anschaltung von geeigneten 
Telekommunikationsendge­räten zur Übertragung von Sprache 
und Daten (z. B. Telefon, PC). Die Übergabepunkte zwischen den 
Stadtwerken und dem Kunden sind die LAN-Schnittstelle(n) des 
Routers für den Internet­dienst und die Telefonschnittstellen für 
den Telefondienst. Die Verantwortung für die Anschaltung von 
Endgeräten, z. B. Telefonen an diesem Übergabepunkt liegt 
beim Kun­den. Der Router kann zusätzliche Leistungsmerkmale 
(z.B. WLAN, DECT, ISDN-kompatible Schnittstelle) beinhalten. 
die der Kunde nutzen kann. Es besteht jedoch kein Anspruch auf 
Bereitstellung eines bestimmten Routers. Bei Anschaltung eines 
nicht von den Stadtwerken überlassenen Routers, stellen die 
Stadtwerke dem Kunden die Konfigurationsdaten zur Verfügung 
(freie Router­wahl). Eine störungsfreie Nutzung des Stadtwer-
ke-Anschlusses ist damit nicht gewährleistet und resultierende 
Entstörmaßnah­men werden dem Kunden in Rechnung gestellt. 
b) Überlassen die Stadtwerke dem Kunden im Rahmen des Ver-
trages Endgeräte zur Nutzung, so verbleiben diese im Eigentum 
der Stadtwerke und müssen nach Vertragsende auf Kosten des 
Kunden an die Stadtwerke zurückgesandt werden. Zum Betrieb 
dieser Endgerä­te dürfen ausschließlich Betriebsmittel und Zu-
behör verwen­det werden, die von den Stadtwerken oder dem 
Hersteller der Endgeräte zur Verwendung empfohlen werden. 
Die überlassenen Endge­räte sind pfleglich zu behandeln. Der 
Kunde haftet für jede von ihm oder von Dritten verschuldete 
Beschädigung. für die er einzustehen hat. Instandhaltungs- und 
Instandsetzungs­arbeiten an überlassenen Endgeräten dürfen 
ausschließlich von den Stadtwerken durchgeführt werden. Die 
Stadtwerke sind hierzu berechtigt per Fernwartung Konfigurati-
onen und Firmware-Updates auf dem Endgerät durchzuführen. 
Der Kunde verpflichtet sich, das Endgerät ausschließlich mit von 
den Stadtwerken zugelassener Firmware zu betreiben. Einstel-
lungen für den Internetzugang und Telefonie (SIP-Account) wer-
den aus technischen Gründen und zur Sicherstellung der Quali-
tät und Verfügbarkeit der an­gebotenen Dienste exklusiv von den 
Stadtwerken administriert und sind für den Kunden gesperrt; 
die Einrichtung von SIP-Accounts durch den Kunden ist nicht 
möglich. Die Stadtwerke halten die überlasse­nen Endgeräte in 
Stand, soweit die auftretenden Störungen bei ordnungsgemä-
ßem Gebrauch entstanden sind. Rekla­miert der Kunde einen 

Fehler eines Endgerätes, überprüfen die Stadtwerke dessen 
Funktionsfähigkeit. Ist das Gerät defekt, wird dem Kunden ein 
Austauschgerät zugesandt. Der Kunde ist verpflichtet, das defek-
te Endgerät unverzüglich an die Stadtwerke zurückzusenden. Ist 
das Gerät bei Einlieferung zur Überprü­fung funktionsfähig oder 
ist der Fehler auf ein Verschulden des Kunden zurückzuführen, 
sind die Stadtwerke berechtigt, die durch die Überprüfung/
Reparatur anfallenden Kosten dem Kunden nach Aufwand in 
Rechnung zu stellen. Die Stadtwerke sind berechtigt, das dem 
Kunden überlassene Endgerät durch ein gleichwerti­ges Ersatzge-
rät zu ersetzen, wenn technische oder betriebli­che Gründe dies 
erforderlich machen. 
c) Dem Kunden wird der Router vor Schaltung des Anschlus­ses 
von den Stadtwerken zugesandt. Die Installation des Routers 
ist nicht Bestandteil der Leistungen der Stadtwerke und damit 
durch den Kunden selbst vorzunehmen. 

2) Internetzugang 
a) Die Stadtwerke stellen dem Kunden im Rahmen der techni-
schen und betrieblichen Möglichkeiten über eine funktionstüch-
tige Schnittstelle den Zugang zum Internet zur Verfügung, um 
dem Kunden die Übermittlung von Daten zu ermöglichen. 
b) Der Kunde hat sich selbst die weiter notwendige technische 
Ausstattung (internetfähiger PC, Browser-Programm etc.) zu 
besorgen und zu unterhalten. Die Stadtwerke sind lediglich 
verpflichtet, dem Kunden den Zugang zu einem Internetknoten-
punkt zu verschaffen bzw. die verschiedenen Nutzungsmöglich-
keiten des Internets zu vermitteln. Der Zugang wird über einen 
Glas­faseranschluss realisiert. Alle Informationen, die der Kunde 
über das Internet abruft, sind, soweit nicht im Einzelfall an
derweitig von den Stadtwerken gekennzeichnet, fremde Infor-
mationen, die von den Stadtwerken nicht geprüft werden. Die 
Stadtwerke übernehmen für frem­de Informationen keinerlei 
Haftung. 
c) Bei den produktabhängigen Angaben zur Übertragungs
geschwindigkeit im Down- und Upload (Empfangen und 
Senden) handelt es sich um netzinterne Geschwindigkeiten, 
welche die Netze der Stadtwerke bei einem gewöhnlichen Nut
zungsverhalten sämtlicher Kunden von den Stadtwerken dem 
einzelnen Kunden ermöglichen. Ferner gelten die Angaben nur 
für die Datenübertragung innerhalb des Netzes der Stadtwerke 
bis zum ersten Übergabepunkt zur nächst höheren Netzebene. 
d) Der Zugang zum Zugangsknoten und damit zum Inter­net so-
wie die sonstige Nutzung der von den Satdtwerken angebote-
nen Dienste wird dem Kunden über die von den Stadtwerken 
zugelassenen, registrierten und bei Vertragsabschluss an den 
Kunden ggf. überlassenen Hardwarekomponenten sowie durch 
persönli­che Passwörter und ggf. Teilnehmer- und Mitbenutzer-
Num­mern gewährt. Persönliche Passwörter sind vertraulich zu 
behandeln. Der Kunde muss ein Passwort wählen, das sowohl 
Groß- und Kleinbuchstaben sowie Sonderzeichen und Ziffern 
enthält. Weitere Informationen zur Wahl eines sicheren Pass-
wortes finden sich etwa unter www.bsi-fuer-buerger.de/BSIFB/
DE/Empfehlungen/Passwoerter/passwoerter_node.html. 
Das Passwort ist geheim zu halten und von dem Kunden zur Si-
cherheit in regelmäßigen Abständen zu ändern. Der Kun­de ist 
insbesondere dann zu einer unverzüglichen Änderung des Pass-
wortes verpflichtet, wenn die Vermutung besteht, ein Nichtbe-
rechtigter könnte Kenntnis von dem Passwort er­langt haben. So-
fern der Kunde Wireless-LAN-Geräte an den Internetzugang der 
Stadtwerke anbindet, hat er dieses durch ein übliches aktuelles 
Verschlüsselungssystem (etwa WAP) zu si­chern und ferner nur 
zu seinem Haushalt gehörigen Personen hierüber Zugang zum 
Internet zu ermöglichen. Das Passwort für das Verschlüsselungs-
system muss der Kunde in regelmä­ßigen Abständen ändern. 
e) Der Kunde wird Daten ausschließlich unter Nutzung der in der 
Protokollfamilie TCP/IP verabschiedeten Standards über­mitteln. 
Die Stadtwerke sind nicht verpflichtet, dem Kunden IP-Adress
räume dauerhaft zu überlassen. 
f) Die Stadtwerke sind nicht zur Errichtung besonderer Schutz-
systeme gegen den missbräuchlichen Zugriff Dritter auf Inhalte 
der persönlichen Homepage verpflichtet. Die Übertragung von 
Daten über und der Abruf von Daten aus dem Internet birgt 
Gefahren für die Datensicherheit und -integrität sowie die an
geschlossenen Endgeräte. Die Stadtwerke haben hierauf keinen 
Einfluss. Es liegt im Verantwortungsbereich des Kunden, sich 
gegen diese Gefahren zu schützen (wie z. B. mittels Firewall und 
Router und Virenscanner). 
g) Die Stadtwerke sind berechtigt, ohne Ankündigung den 
Internetzu­gang des Kunden einmal innerhalb von 24 Stunden 
kurzfristig zu unterbrechen. Eine sofortige Wiedereinwahl ist 
möglich.

3) Telefonie 
a) Die Stadtwerke ermöglichen dem Kunden Zugang zu dem 
Telekommu­nikationsfestnetz der Stadtwerke. Verbindungen 
zu Festnetzen an­derer Betreiber sowie zu Mobilfunknetzen 
anderer Betreiber. Die Stadtwerke stellen dem Kunden je nach 
Vertragsgestaltung zwei Ge­sprächskanäle mit einer Rufnum-

mer (SIP-Account) zur Verfügung. Die Übertragung im Netz der 
Stadtwerke erfolgt auf Basis des Internet-Protokolls (IP). Die Nut-
zung erfolgt ausschließlich statisch, eine nomadische Nutzung 
ist nicht möglich. Gegen­über Standard-ISDN-Anschlüssen kann 
die Funktionalität im Einzelfall eingeschränkt sein. Der Kunde ist 
für die technische Ausstattung (insbesondere eigene Endgeräte) 
ausschließlich selbst verantwortlich. Preselection sowie Call-by-
Call und die Anwahl bestimmter Sonderrufnummern sind nicht 
mög­lich. Die Stadtwerke behalten sich vor, die Abrechnung 
der Nutzung von Telefondiensten und -services, insbesondere 
Rufnummern der Vorwahl „0900“ durch externe Dienstleister 
vornehmen zu lassen. Insbesondere Rufnummern mit der Vor-
wahl „0900“ sind generell gesperrt und können auf schriftlichen 
Antrag des Kunden kostenfrei freigeschaltet werden. Im Rahmen 
der bestehenden technischen Möglichkeiten werden die Stadt-
werke auf Wunsch und nach schriftlichem Antrag des Kunden 
weitere Rufnummernbereiche gemäß Preisliste netzseitig sper-
ren. 
b) Sprachverbindungen ins deutsche Festnetz sind als Flatrate 
im Grundpreis enthalten. Ausgenommen sind Verbindungen ins 
Mobilfunknetz, zu Sonder- und Ser­vice-Rufnummern, zu Daten- 
und Onlinediensten, zu Ein­wahlrufnummern gemäß Blacklist, zu 
Rufnummern der Gasse 032x sowie dauerhafte Anrufweiter-
schaltungen und Rück­ruffunktionen. Diese Verbindungen wer-
den gemäß Preisliste berechnet. Der Anschluss darf nicht von 
Massenkommunika­tionsdiensten und Überwachungs- und Kon-
trollfunktionen genutzt werden. Bei missbräuchlicher Nutzung 
sind die Stadtwerke be­rechtigt, das Vertragsverhältnis außeror-
dentlich zu kündigen und vom Kunden eine Schadenspauschale 
in Höhe von 500 Euro zu verlangen. Dem Kunden bleibt es un-
benommen nach­zuweisen, dass kein oder ein geringerer Scha-
den entstanden ist. Weitergehende Schadenersatzansprüche 
der Stadtwerke blei­ben unberührt. Datenübertragungen und 
Interneteinwahl über die Sprachkanäle sind derzeit nicht mög-
lich. Die Ver­fügbarkeit der Telefondienstleistungen kann durch 
die Leis­tungsmerkmale, die zwischen den an einer Verbindung 
be­teiligten Netzbetreibern vereinbart sind, eingeschränkt sein. 
c) Einzelverbindungsnachweis (EVN): Auf Wunsch erhält der 
Kunde eine Aufstellung aller zur Abrechnung relevanten Ver-
bindungen in zeitlicher Abfolge. Verbindungen, die Be­standteil 
einer Flatrate sind, oder kostenfreie Verbindungen, z. B. 0800, 
werden grundsätzlich nicht im Einzelverbindungs­nachweis auf-
geführt. Die Zielrufnummern der Verbindungen werden ent-
sprechend dem Wunsch des Kunden entweder um die letzten 
drei Ziffern verkürzt oder in vollständiger Länge angegeben. Aus 
datenschutzrechtlichen Gründen werden Verbindungen zu be-
stimmten Personen, Behörden und Or­ganisationen ohne Anga-
be der Zielnummer in einer Summe zusammengefasst. Alle Ver-
bindungsdaten werden von den Stadtwerken spätestens sechs 
Monate nach Rechnungsversand gelöscht, sofern nicht aus 
datenschutzrechtlichen Gründen oder aur Wunsch des Kunden 
eine frühere Löschung erfolgt. Eine län­gere Speicherung erfolgt 
nur, wenn Einwendungen gegen die Rechnung erhoben wurden. 
Siehe hierzu unsere Datenschutzhinweise. 
d) Im Rahmen einer möglichen Rufumleitung sichert der Kun-
de zu, dass der Inhaber desjenigen Anschlusses, zu dem Anrufe 
weitergeschaltet werden sollen, damit einverstanden ist und 
seinerseits keine Rufumleitung eingelegt hat. 
e) Der Kunde muss Änderungen von Teilnehmerrufnummern 
hinnehmen, wenn diese durch Maßnahmen oder Entschei
dungen der Bundesnetzagentur gegen über dem Anbieter ver-
anlasst sind oder die Zuteilung aufgrund unrichtiger An­gaben 
des Kunden erfolgt ist. 
f) Die Stadtwerke tragen im Rahmen seiner bestehenden tech-
nischen, rechtlichen und betrieblichen Möglichkeiten dafür 
Sorge, dass der Kunde gemäß den gesetzlichen Regelungen auf 
Wunsch die dem Kunden durch die Stadtwerke zugeteilte oder 
von einem anderen Telekommunikationsanbieter mitgebrachte 
Festnetzrufnummer im Falle eines Wechsels von den Stadtwer-
ken zu ei­nem anderen Telekommunikationsanbieter bei Verblei-
ben am selben Standort zu dem neuen Anbieter mitnehmen 
kann. Bei der Kündigung des Vertrages mit den Stadtwerken be-
stätigen die  Stadtwerke die Kündigung schriftlich mit dem Hin-
weis, dass der Kunde bzw. sein neuer Kommunikationsanbieter 
spätestens eine Woche vor Vertragsende bekannt geben muss, 
ob der Kunde die Ruf­nummer beibehalten möchte. Unterlässt 
der Kunde dies, so sind die Stadtwerke berechtigt, die Nummer 
für den Fall, dass sie dem Kunden aus dem Nummernblock der 
Stadtwerke zugeteilt wurde, an einen anderen Kunden zu verge-
ben, für den Fall, dass sie dem Kunden aus dem Nummernblock 
eines anderen Telekommu­nikationsanbieters zugeteilt wurde 
und der Kunde mit dieser Nummer zu den Stadtwerken gewech-
selt ist, an diesen ursprünglichen Telekommunikationsanbieter 
zurückzugeben. 
g) Auf schriftlichen Antrag des Kunden tragen die Stadtwerke 
dafür Sor­ge, dass der Kunde unentgeltlich mit Namen, Anschrift, 
Beruf und Branche sowie Rufnummer in öffentliche gedruckte 
oder elektronische Teilnehmerverzeichnisse eingetragen wird.



Dabei kann der Kunde bestimmen, welche Angaben in den 
Verzeichnissen veröffentlicht werden sollen. Der Kunde kann 
auch festlegen, dass nur ein verkürzter Eintrag (beschränkt auf 
Name und erste Rufnummer) erfolgen soll. Sofern der Kunde 
mit einem Eintrag in ein Teilnehmerverzeichnis eingetragen 
ist, dürfen die Stadtwerke über die Rufnummer Auskunft er-
teilen, sofern der Kunde dem nicht widersprochen hat. Nach 
Eingang eines Widerspruchs werden die Stadtwerke die Ruf-
nummer des Kunden unverzüglich mit einem Sperrvermerk für 
die Rufnummern­auskunft versehen. Über die Rufnummer, des 
Kunden können unter Rückgriff auf die Angaben in Teilnehmer-
verzeichnissen Name oder, Name und Anschrift erfragt werden 
(sog. Inverssuche bzw. Rückwärtssuche). Die lnverssuche wird 
nur auf Kunden­wunsch freigegeben. Der Kunde kann der Er-
teilung von Aus­künften im Rahmen der lnverssuche jederzeit 
widersprechen. Nach Eingang eines Widerspruchs werden die 
Stadtwerke die Rufnummer des Kunden unverzüglich mit ei-
nem Sperrvermerk für die lnverssuche versehen. Eine Auskunft 
über die Rufnummer hinaus (sogenannte Komfortauskunft) 
erfolgt nur, wenn der Kunde hierin eingewilligt hat. Eine Kom-
fortauskunft umfasst grundsätzlich sämtliche Angaben, die 
in Teilnehmerverzeich­nissen eingetragen sind, also z.B. auch 
Beruf oder Branche. Die Einwilligung in die Komfortauskunft 
kann jederzeit wider­rufen werden. Die Stadtwerke werden 
die Einwilligung bzw. einen etwai­gen Widerruf unverzüglich 
vermerken. 
h) Notruf bei Stromausfall: Bei Stromausfall kann das Abset
zen eines Notrufes über die Rufnummern 110 und 112 nicht 
gewährleistet werden. 
i) Option ISDN-kompatible Funktionalität - Update auf Fritz!-
Box 7490 o.ä.: Anstelle des Standard-Routers erhält der Kun-
de einen Router mit SO-Schnittstelle zur Anschaltung von 
ISDN-Endgeräten. Der Anschluss wird als IP-Anschluss über 
das Stadtwerke Next-Generation-Network (NGN) realisiert; 
ein ISDN-Basisanschluss (DSS1) mit amtsseitiger Signali­sierung 
der ISDN-Leistungsmerkmale über den D-Kanal ist nicht Be-
standteil dieses Vertrages. Aus ggf. resultierenden Einschrän-
kungen beim Betrieb von ISDN-Geräten entsteht für den 
Kunden weder ein Anspruch auf Minderung, Erstattung oder 
Schadensersatz, noch ein Recht zur Kündigung aus wichtigem 
Grund. Sonderanschaltungen wie z.B. Alarman­lage, Hausnot-
ruf, Fernabfragesystem. Der von dem Anbieter zur Verfügung 
gestellte Anschluss eignet sich nicht für den Einsatz mit einer 
Alarmanlage, innerhalb eines Hausnotrufs­ystems, innerhalb 
eines Fernabfragesystems für Gasanlagen oder andere Versor-
gungseinrichtungen. Nicht möglich ist es außerdem: Dienste 
zu nutzen, die einen ISDN-D-Kanal zur Übertragung von Steu-
erinformationen voraussetzen; Telefa­xe nach den Standards 
G3-modifiziert und G4 zu versenden; ISDN-TK-Anlagen über 
HDLC Transparent oder X75 fernzuwar­ten; ein Virtual Private 
Network (VPN) über Point-to-Point Tunneling Protocol. 

4) TV- und Rundfunkdienste 
a) Die Stadtwerke übergeben am ONT Rundfunksignale für 
Radio- und Fernsehprogramme, die von technischen Rund-
funksendern ausgesendet werden und am Ort der zentralen 
Empfangsein­richtungen der Stadtwerke mit herkömmlichem 
Antennenaufwand in technisch ausreichende, Qualität emp-
fangbar sind (Grund­versorgung) und/oder je nach Vertrags-
typ die Erweiterung um zusätzliche analoge und digitale Pro-
gramme, sowie Pay-TV-Programme und interaktive Dienste. 
Ein Anspruch auf Ausstrahlung eines bestimmten Programms 
außerhalb der Grundversorgung besteht nicht. Die Anzahl der 
dem Kunden tatsächlich zur Verfügung stehenden Radio- und 
Fernsehpro­gramme ist abhängig von dem jeweils gewählten 
Produkt der Stadtwerke. Der Kunde ist selbst für den ord-
nungsgemäßen Zu­stand der Kundenanlage verantwortlich. 
Der Empfang eini­ger Programme (HD und Pay-TV) sellt neben 
einer Smartcard ein CI+Modul bzw. einen DVB-C-Kabelrecei-
ver voraus. Sofern die Stadtwerke Pay-TV-Programme und Vi-
deo-on-Demand-Dienste anbieten, erfolgt die Nutzung durch 
den Kunden nur gegen ein gesondertes Entgelt gemäß den 
jeweils gültigen Preisver­zeichnissen. Die Stadtwerke sind nicht 
für die Inhalte der von Dritten ver­anstalteten Programme ver-
antwortlich, sondern übermitteln diese nur zu dem Kunden. 
Die Stadtwerke bahalten sich vor, aus zwingen­den technischen 
oder betrieblichen Gründen im jeweils unbedingt erforderli-
chen und dem Kunden zumutbaren Umfang, etwa bei sender-
seitig bedingten Änderungen, bei Beschrän­kungen oder Ein-
stellung von Programmen, aus lizenzrechtli­chen Gründen, bei 
Gesetz- oder Rechtspechungsänderungen sowie bei Entschei-
dungen von Verwaltungsbehörden, wie etwa der Landesme-
dienanstalten, das Programmangebot, die einzelnen Kanäle, 
sowie die Nutzung der einzelnen Kanäle zu ergänzen, zu erwei-
tern, oder zu verändern. Der Kunde wird von den Stadtwerken 
unverzüglich über bevorstehende Änderungen in­formiert. Der 
Kunde hat das Recht den betroffenen Rundfunk­dienst binnen 
sechs Wochen nach Zugang der Information zu kündigen. 
Spricht der Kunde die Kündigung wirksam aus, so wird ihm das 

Entgelt für den betroffenen Rundfunkdienst für den Zeitraum 
ab Wirksamwerden der Änderung bis zur Ver­tragsbeendigung 
nicht in Rechnung gestellt. 
b) Der Kunde hat seine Pflicht zur Erbringung des Rundfunk
beitrages gegenüber der zuständigen Landesrundfunkanstalt 
selbstständig zu erfüllen.

5) Verfügbarkeit 
Soweit nichts anderes vereinbart ist, haben der Netzzugang 
und die Verbindungsleistungen für die Dienste Telefonie, 
Internet und Fernsehen eine mittlere Verfügbarkeit von 97 
Prozent gemittelt über einen Zeitraum von 365 Tagen. Ein
schränkungen infolge der regelmäßig erforderlichen War
tungsarbeiten bleiben bei der Berechnung unberücksichtigt. 
Die Stadtwerke können Dienste vorübergehend unterbrechen, 
in der Dau­er beschränken oder einstellen, soweit dies aus 
Gründen der öffentlichen Sicherheit, aufgrund gesetzlicher 
Vorgaben, der Sicherheit des Netzbetriebs, der Aufrechterhal-
tung det Netzintegrität, der Vermeidung schwerwieegender 
Störungen des Netzes, der Interoperabilität der Dienste, des 
Datenschutzes oder zur Vornahme betriebsbedingte, oder 
technisch notwendiger Arbeiten erforderlich ist. 

6) Entstörung 
Die Stadtwerke beseitigen Störungen ihrer technischen Ein-
richtungen im Rahmen der bestehenden technischen und 
betrieblichen Möglichkeiten. Annahme der Störungsmeldung 
& Servicebe­reitschaft: Mo-Fr, 8-16 Uhr, mit Ausnahme der 
gesetzlichen Feiertage. Die Entstörfrist beträgt in der Regel 
24 Stunden; sie wird außerhalb der Servicebereitschaft aus-
gesetzt und mit Beginn der nächsten Servicebereitschaft fort-
gesetzt; sie endet durch Rückmeldung nach Beseitigung der 
Störung bzw. mit Versand des Austauschgerätes oder dessen 
Bereitstellung zur Abholung. Planmäßige Wartungsarbeiten 
für die Erbrin­gung der Dienstleistung werden in den Wartungs-
fenstern werktags von 2-7 Uhr durchgeführt. Eine Nichtverfüg-
barkeit in diesem Zeitraum gilt nicht als Störung. 

7) Kostenfreie Zusatzleistungen der Stadtwerke sind nicht Ver
tragsbestandteil, so dass die Stadtwerke diese Leistungen nach 
freiem Ermessen ändern oder einstellen können, soweit es sich 
nicht um nach dem TKG verpflichtend festgelegte Leistungen 
han­delt. Ansprüche des Kunden ergeben sich hieraus nicht.

§ 8 Pflichten des Kunden
1) Der Kunde ist verpflichtet, in dem Auftrag zum Abschluss 
des Vertrages wahrheitsgemäße Angaben zu seinen Daten zu 
machen. Der Kunde muss jegliche Änderung der Daten unver-
züglich bekannt geben. 
2) Der Kunde stellt den Stadtwerken unentgeltlich die für die 
Installati­on und den Betrieb der für die Inanspruchnahme der 
Dienste erforderlichen technischen Einrichtungen und erfor-
derlichen Informationen, eigene notwendige Einrichtungen, 
geeignete Aufstellungsräume sowie Elektrizität und Erdung 
zur Verfü­gung und hält diese während der Vertragslaufzeit im 
funktionsfähigen und ordnungsgemäßen Zustand. 
3) Der Kunde verpflichtet sich, die technischen Einrichtun­gen 
von den Stadtwerken vor unbefugten Eingriffen Dritter zu 
schützen, selbst keinerlei Eingriffe vorzunehmen sowie Mängel 
oder Schäden den Stadtwerken unverzüglich anzuzeigen und 
alle Maßnahmen zu treffen, die die Feststellung der Mängel 
oder Schäden und ihre Ursachen ermöglichen oder die Beseiti-
gung der Störung erleichtern und beschleunigen. Nach Zugang 
einer Störungsmeldung sind die Stadtwerke zur unver­züglichen 
Störungsbeseitigung im Rahmen der technischen und betrieb-
lichen Möglichkeiten verpflichtet. Der Kunde hat Mitarbeitern 
bzw. Erfüllungsgehilfen von den Stadtwerken nach An­meldung 
jederzeit Zutritt zu den technischen Einrichtungen zu gewäh-
ren, soweit dies für die Erbringung der Dienste er­forderlich und 
für den Kunden zumutbar ist. Der Kunde hat Aufwendungen 
für die Überprüfung der technischen Einrichtungen zu zahlen, 
wenn sich herausstellt, dass keine von den Stadtwerken zu ver-
tretenden Störungen der technischen Ein­richtungen der Stadt-
werke vorliegen oder der Kunde die Ursache für die Störung 
selbst verschuldet hat. Der Kunde ist berech­tigt, nachzuwei-
sen, dass die Stadtwerke keinen Schaden erlitten hat oder nur 
ein geringerer Schaden eingetreten ist. Der Kunde hat keinen 
Anspruch auf Erstattung von Aufwendungen, die durch eine 
eigene oder von Dritten durchgeführte Störungs­beseitigung 
entstanden sind, soweit sich die Stadtwerke nicht mit der Be-
seitigung der Störung in Verzug befinden. 
4) Der Kunde verpflichtet sich, die Dienste der Stadtwerke 
bestim­mungsgemäß, sachgerecht und im Rahmen der gelten-
den Rechtsvorschriften der Bundesrepublik Deutschland und 
nicht missbräuchlich zu nutzen, insbesondere 
•	 hat der Kunde die Übersendung und Übermittlung un

aufgeforderter oder gesetzlich verbotener lnformatio-
nen, Sachen und sonstigen Leistungen zu unterlassen; 
sowie keine rechts- oder sittenwidrigen Inhalte anzu

bieten oder bereitzuhalten, die zum Beispiel zum Ras
senhass aufstacheln, Gewalt oder Krieg verherrlichen 
oder verharmlosen, andere zu Straftaten anleiten, die 
sexuell anstößig oder pornographisch sind, die die Wür-
de des Menschen missachten, geeignet sind, Kin­der und 
Jugendliche sittlich schwer zu gefährden oder in ihrem 
Wohl zu beeinträchtigen;

•	 keine belästigenden und bedrohenden Anrufe zu un
ternehmen; 

•	 die Netzkapazität des Telekommunikationsnetzes der 
Stadtwerke nicht zu überlasten; 

•	 keine Viren, Werbesendungen, Kettenbriefe odet sonst 
belästigende Nachrichten zu übertragen; 

•	 keine E-Mails an eine Vielzahl von Empfängern ohne 
deren Einwilligung („Spam-Mails“) zu versenden und 
keine E-Mails, die nicht an den Kunden adressiert sind, 
abzufangen oder dieses zu versuchen.

5) Soweit eine Flatrate Vertragsinhalt ist, ist der Kunde mit 
Rücksicht auf alle anderen Teilnehmer der Stadtwerke-lnfra-
struktur verpflichtet, diese maßvoll zu nutzen (Fair Usage). Die 
Flat­rate darf nicht zu gewerblichen Zwecken genutzt werden. 
Der Kunde ist für sämtliche von ihm unter Nutzung der Dienste 
der Stadtwerke verbreiteten, zugänglich gemachten und/oder 
empfangenen Informationen selbst verantwortlich. 
6) Der Kunde hat sicherzustellen, dass Kindern und Jugendli
chen unter 18 Jahren kein Zugang zu ihrem Alter nicht ange-
messenen Angeboten gewährt wird. 
7) Der Kunde verpflichtet sich die Instandhaltungs- und Ände-
rungsarbeiten an technischen Einrichtungen der Stadtwerke 
ausschließlich von den Stadtwerken bzw. deren Erfüllungsge-
hilfen durchführen zu lassen. 
8) Der Kunde hat sicherzustellen und steht dafür ein, dass 
sämtliche Verpflichtungen auch von Dritten eingehalten wer-
den, die die vertragsgegenständlichen Dienste über die Ken-
nung des Kunden in Anspruch nehmen. 
9) Der Kunde ist verpflichtet, die Stadtwerke unverzüglich 
nach Kennt­nisnahme von Eigentumsbeeinträchtigungen 
an den im Ei­gentum der Stadtwerke stehenden Einrichtun-
gen mitzuteilen. Der Kunde haftet bei Verschulden für die 
Eigentumsbeeinträchti­gungen. Die beim Kunden installierten 
und im Eigentum der Stadtwerke stehenden Einrichtungen 
sind nach dem Ende der Ver­tragslaufzeit des Kunden bei den 
Stadtwerken abzugeben oder zurückzu­senden. Soweit es 
eforderlich und für den Kunden zumutbar ist, wird der Kunde 
unverzüglich nach Beendigung des Vertrags den Zugang zu 
den technischen Einrichtungen zum Zwecke der Deinstallation 
gewähren. 
10) Der Kunde darf Dritten die vertraglichen Dienste nicht 
ohne vorherige schriftliche Zustimmung von den Stadtwerken 
zur ständigen Alleinnutzung überlassen und keine Dienstleis-
tungen auf Basis der Dienste der Stadtwerke bereitstellen. Die 
nicht geneh­migte Nutzungsüberlassung und der ungenehmig-
te Weiter­verkauf berechtigen die Stadtwerke nach erfolgloser 
Abmahnung zu, fristlosen Kündigung. Wlird die Nutzung durch 
Dritte gestattet, hat der Kunde die Dritten in die ordnungsge-
mäße Nut­zung der Dienstleistungen einzuweisen. Der Kunde 
ist zum Ausgleich aller Entgelte für Dienste sowie zum Ersatz al-
ler Schäden verpflichtet, die durch die befugte oder unbefugte 
Nutzung der Leistungen durch Dritte entstanden sind, soweit 
er die Nutzung zu vertreten hat. Innerhalb seines Verantwor
tungsbereichs obliegt dem Kunden der Nachweis, dass er die 
Nutzung nicht zu vertreten hat. 
11) Auf Verlangen der Stadtwerke hat der Kunde die Vorlage 
eines Antrages des dinglich Berechtigten eines Grundstückes 
(z.B. Eigentümer) auf Abschluss eines Vertrags zu einer Nut-
zung des Grundstückes nach der Anlage des § 45a TKG vorzule-
gen. Sollte der Kunde den Antrag nicht innerhalb eines Monats 
vorlegen oder ein bestehender Nutzungsvertrag durch den 
dinglich Berechtigten gekündigt werden, können die Stadtwer-
ke den Ver­trag fristlos kündigen. Der Kunde hat das Recht zur 
fristlosen Kündigung, soweit die Stadtwerke den vorgelegten 
Antrag nicht innerhalb eines Monats durch Übersendung des 
von den Stadtwerken unter­schriebenen Vertrags annimmt. 

§ 9 Sperre 
1) Die Stadtwerke  sind berechtigt, die Inanspruchnahme der 
vertraglichen Leistungen durch den Kunden ganz oder teilwei-
se zu sperren, wenn der Kunde mit einem Betrag in Höhe von 
min­destens 75,00 Euro in Verzug, eine gegebenenfalls geleis-
tete Sicherheit verbraucht ist und die Stadtwerke dem Kunden 
diese Sperte mindestens zwei Wochen zuvor schriftlich unter 
Hinweis auf die Möglichkeit, Rechtsschutz vor den Gerichten zu 
suchen, angedroht hat. Bei der Berechnung der Höhe des Be-
trags bleiben nicht titulierte Forderungen, die der Teilnehmer 
form- und fristgerecht und schlüssig begründet beanstandet 
hat, außer Betracht. 
2) Die Stadtwerke können eine Sperre ebenfalls durchführen, 
wenn wegen



einer im Vergleich zu den vorangegangenen sechs Abrech
nungszeiträumen besonderen Steigerung des Verbindungs
aufkommens auch die Höhe der Entgeltforderung der Stadt-
werke in besonderem Maße ansteigt und Tatsachen die 
Annahme rechtfertigen, dass der Kunde bei Abwarten einer 
späteren Durchführung der Sperre Entgelt für die in der Zwi-
schenzeit erbrachten Leistungen nicht, nicht vollständig oder 
nicht rechtzeitig entrichten wird, geleistete Sicherheiten ver
braucht sind und die Sperre nicht unverhältnismäßig ist.

3) Die Stadtwerke können eine Sperre des Telefonanschlusses 
zudem bei missbräuchlicher Nutzung oder bei Verstoß gegen 
gesetzliche Verbote vornehmen. 
4) Im Fall einer Sperre ist der Kunde weiterhin zur Zahlung der 
Entgelte verpflichtet. 
5) § 108 Abs. 1 TKG („Notruf“) bleibt unberührt - dies bedeu­tet, 
dass der Kunde auch im Falle einer Sperre weiter Notrufe nach 
den hierfür geltenden Bestimmungen ausführen kann.

§ 10 Haftung
1) Halten die Stadtwerke die wichtigsten technischen Leis-
tungsdaten ihrer Leistungen nicht ein, so ergeben sich etwaige 
Entschä­digungs- und Erstattungsregelungen aus den einschlä-
gigen gesetzlichen Regelungen, insbesondere des Bürgerlichen 
Gesetzbuches und des Telekommunikationsgesetzes in Ver
bindung mit den folgenden Bestimmungen. 
2) Die Haftung für reine Vermögensschäden von den 
Stadtwerken als Anbieter von öffentlich zugänglichen 
Telekommunikations­diensten wird auf einen Betrag von 
12.500,00 Euro je Endnut­zer und auf eine Gesamthaftung von 
10 Millionen Euro je ein­heitlicher Handlung oder schadens-
verursachendem Ereignis begrenzt. Übersteigt die Summe 
der Schadensersatzansprü­che, die mehreren Geschädigten 
aufgrund desselben Schaden verursachenden Ereignisses ge-
genüber den Stadtwerken zustehen, diese Höchstsumme, so 
werden alle Schadensersatzansprüche in dem Verhältnis ge-
kürzt, in dem die Summe aller Schadenser­satzansprüche zur 
Höchstsumme stehen. Diese Haftungsbe­schränkung gilt nicht 
bei vorsätzlichem Verhalten. 
3) Im Übrigen haften die Stadtwerke nur bei schuldhafter Ver-
letzung solcher Pflichten, deren Erfüllung die ordnungsgemä-
ße Durchführung des Vertrages überhaupt erst ermöglicht und 
auf deren Einhaltung der Kunde regelmäßig vertrauen darf, 
wobei die Haftung dann auf den Ersatz des vertragstypischen 
und vorhersehbaren Schadens beschränkt ist. Die Stadtwerke 
haften nicht für die fahrlässige Verletzung nicht wesentlicher 
Pflich­ten aus dem Schuldverhältnis, sofern nicht Schäden aus 
der Verletzung des Lebens, des Körpers oder der Gesundheit 
oder Ansprüche nach dem Produkthaftungsgesetz berührt sich 
oder Garantien betroffen sind. 
4) Bei Leistungseinschränkungen oder Diensteinstellungen, 
insbesondere zeitweisen Störungen oder Unterbrechun­gen 
der Leistungen der Stadtwerke, die aufgrund höherer Gewalt 
eintreten, haften die Stadtwerke nicht. Als höhere Gewalt 
gelten alle von den Stadtwerken nicht zu vertretenden, un-
vorhersehbaren, unver­meidbaren und außerhalb des Einfluss-
bereichs der Stadtwerke lie­genden Leistungshindernisse. Zu 
diesen Ereignissen zählen insbesondere Naturgewalten, Feuer, 
behördliche Anordnun­gen, Arbeitskampfmaßnahmen, die 
auch in Drittbetrieben stattfinden können, und eine Unterbre-
chung der Stromver­sorgung. 
5) Soweit für die Erbringung der Dienste der Stadtwerke 
Übertra­gungswege von Dritten zur Verfügung gestellt werden 
müs­sen, übernehmen die Stadtwerke keine Gewährleistung 
für die ständige Verfügbarkeit solcher Telekommunikations-
netze und Über­tragungswege und damit für die jederzeiti-
ge Erbringung der Dienste. Bei bestimmten Produkten, wie             
z. B. den Sprach­flatrates, kann es aufgrund der verfügbaren 
Übertragungs­wege im internationalen Verkehr zu Einschrän-
kungen in der Sprachqualität bzw. der übermittelten Dienste 
sowie beim Verbindungsaufbau kommen. 
6) Die Haftung für Datenverluste wird auf den typischen Wie
derherstellungsaufwand beschränkt, der bei regelmäßiger und 
Gefahr entsprechender Ausfertigung von Sicherungsko­pien 
eingetreten wäre. Die Stadtwerke haften nicht für den Inhalt 
der dem Kunden übermittelten Daten. 
7) Vorstehende Haftungsbestimmungen gelten auch für die 
Haftung etwaiger Erfüllungs- und Verrichtungsgehilfen von 
den Stadtwerken
8) Der Kunde ist verpflichtet, angemessene Maßnahmen zur 
Schadensabwehr und zur Schadensminderung zu treffen.

§ 11 Vertragslaufzeit, Kündigung 
1) Die Mindestvertragslaufzeit beträgt 12 Monate, soweit 
keine andere vertragliche Regelung getroffen wurde. Das 
Vertragsverhältnis kann von beiden Parteien mit einer Frist 
von drei Monaten zum Ende der Vertragslaufzeit gekündigt 
werden. Erfolgt keine Kündigung, verlängert sich der Vertrag 
jeweils um drei Monate und die Kündigungsfrist reduziert sich 

auf einen Monat.
2) Befinden sich die Stadtwerke mit dem geschuldeten Dienst 
in Verzug, kann der Kunde den Vertrag kündigen, sobald die 
von dem Kunden gesetzte Nachfrist von mindestens zehn 
Werktagen von den Stadtwerken nicht eingehalten wurde. 
3) Das Recht zur fristlosen Kündigung aus wichtigem Grund 
bleibt für beide Parteien unberührt. Für die Stadtwerke liegt 
ein wich­tiger Grund insbesondere vor, wenn der Kunde seine 
Zahlun­gen einstellt oder zahlungsunfähig ist, der Kunde für 
zwei aufeinander folgende Monate mit der Bezahlung eines 
nicht unerheblichen Betrages der geschuldeten Entgelte oder 
in einem länger als zwei Monate dauernden Zeitraum mit ei-
nem Betrag, der den durchschnittlich geschuldeten Entgelten 
für zwei Monate entspricht, in Verzug kommt oder der Kunde 
trotz Abmahnung schwerwiegend gegen seine vertraglichen 
Pllichten verstößt, wobei die Abmahnung bei grob vertrags
widrigem Verhalten entbehrlich ist. 
4) Kündigen die Stadtwerke das Vertragsverhältnis mit dem 
Kunden aus einem wichtigem Grund, den der Kunde zu ver-
treten hat, so haben die Stadtwerke Anspruch auf weitere Zah-
lung der Gebühren, die vom Zeitpunkt des Wirksamwerdens 
der außerordentlichen Kündigung bis zum nächsten ordentli-
chen Kündigungstermin von dem Kunden zu zahlen gewesen 
wären. Der Kunde kann den Nachweis erbringen, dass den 
Stadtwerken ein geringerer oder kein Schaden entstanden ist. 
5) Im Falle eines Wohnsitzwechsels des Kunden läuft der Ver-
trag ohne Änderungen fort, wenn die Stadtwerke den Dienst 
am neuen Wohnsitz unverändert gewährleisten kann. Die 
Stadtwerke können von dem Kunden die Erstattung der Kosten 
des entstande­nen Aufwandes für den Umzug verlangen. Wird 
der Dienst der Stadtwerke am neuen Wohnsitz des Kunden 
nicht angeboten, ist der Kunde zur Kündigung des Vertrages 
unter Einhaltung einer Kündigungsfrist von drei Monaten zum 
Ende eines Ka­lendermonats berechtigt.

§ 12 Vertragsänderungen
1) Die Stadtwerke haben das Recht, die AGB oder die Zusatz-
bedingungen zu den jeweils angebotenen Leistungen zu än-
dern, wenn die­ses aus erheblichen Gründen erforderlich ist. 
Erheblich ist ein Grund insbesondere dann, wenn Dritte, von 
denen die Stadtwerke zur Erbringung ihrer Leistungen not-
wendige Vorleistun­gen bezieht, ihr Leistungsangebot ändern. 
Die AGB und die jeweiligen Zusatzbedingungen können au-
ßerdem geändert und ergänzt werden, soweit dies aufgrund 
von nach Vertrags­schluss entstandenen Regelungslücken oder 
zur Beseitigung von Schwierigkeiten bei der Durchführung des 
Vertrages er­forderlich ist. Dies kann insbesondere der Fall sein, 
wenn sich die Rechtsprechung ändert und eine oder mehrere 
Klauseln dieser AGB oder der jeweiligen Zusatzbedingungen 
davon betroffen sind. 
2) Im Falle einer Änderung der AGB oder der Zusatzbedingun
gen werden die Stadtwerke ihre Kunden hierüber mindestens 
sechs (6) Wochen vor ihrem Wirksamwerden durch eine 
Änderungsmitteilung informieren. 
3) Nachträgliche Änderungen oder Ergänzungen dieser AGB 
werden zum Vertragsbestandteil, wenn der Kunde nicht in
nerhalb von 30 Tagen seit Kenntnisnahme der geänderten 
Geschäftsbestimmungen widerspricht. 
4) Übt der Kunde das Widerspruchsrecht aus, so haben die 
Stadtwerke das Recht, den Vertrag zu den bisherigen Bedin-
gungen fortzu­setzen oder den Vertrag mit einer Frist von ei-
nem Monat zum Monatsende zu kündigen. 

§ 13 Schlichtungsverfahren 
Der Kunde kann durch einen Antrag bei der Bundesnetzagen
tur für Elektrizität, Gas, Telekommunikation, Post und Eisen
bahnen, Tulpenfeld 4, 53113 Bonn, im Falle eines Streits zu 
bestimmten Verpflichtungen der  Stadtwerke nach § 47 a TKG 
ein Schlichtungsverfahren einleiten. 

§ 14 Sonstiges
1) für die Übertragung der Rechte und Pflichten des Kunden 
aus diesem Vertrag ist die vorherige schriftliche Zustimmung 
der Stadtwerke erforderlich. Die Zustimmung darf von den 
Stadtwerken nur bei Vorliegen eines sachlichen Grundes ver-
weigert werden. 
2) Die Stadtwerke verwenden personenbezogene Daten 
des Kunden nach Maßgabe der einschlägigen datenschutz-
rechtlichen Regelungen – insbesondere des Bundesdaten-
schutzgesetzes, des Telekommunikationsgesetzes und des 
Telemediengeset­zes sowie des Rundfunkstaatsvertrages. 
3) Sollten einzelne Bestimmungen dieser Allgemeinen Ge
schäftsbedingungen ganz oder teilweise umwirksam sein oder 
werden, so wird dadurch die Rechtswirksamkeit der übrigen 
Bestimmungen nicht berührt. 
4) Es gilt deutsches Recht.


